Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten.“ 


— Nr 30. 


(Nr, 3295.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Bayern über die Fortſetzung der pfaͤlzi— 
ſchen Ludwigsbahn in weſtlicher Richtung nach Saarbruͤcken. Vom 
30. Maͤrz 1850; ratifizirt den 12. Juni 1850. 


S. Majeſtaͤt der Koͤnig von Preußen und Se. Majeſtaͤt der Koͤnig von 
Bayern, von dem Wunſche beſeelt, Allerhoͤchſtihren Unterthanen die Vortheile 
zuzuwenden, welche ſich von einer Verbindung Allerhoͤchſtihrer Staatsgebiete, 
vermittelſt der Anlegung von Eiſenbahnen fuͤr die Belebung und Befoͤrderung 
des gegenſeitigen Verkehrs erwarten laffen, haben, zum Zweck der Vereinigung 
über ein ſolches Unternehmen und Behufs der Feſtſtellung der ſich darauf be— 
ziehenden Verhaͤltniſſe, bevollmaͤchtigt, und zwar: 

Se. Majeſtaͤt der König von Preußen Allerhoͤchſtihren Berghaupt: 
mann Ernſt Heinrich Karl von Dechen, Ritter des rothen Adler-Ordens 
2ter Klaſſe; 

Se. Majeſtaͤt der König von Bayern Allerhöchftibren Regierungs— 
Praͤſidenten Franz Alwens, Ritter des Bayeriſchen Verdienſt-Ordens 
vom heiligen Michael, 

welche, nach vorhergegangener Verhandlung, unter dem Vorbehalte der Rati— 
fikation, uͤber folgende Punkte uͤbereingekommen ſind. 


i Artikel 1. 

Die Koͤniglich Preußiſche Regierung verpflichtet ſich, auf ihrem Gebiete 
eine Eiſenbahn herſtellen zu laſſen, welche ſich in folgender Richtung an die 
pfaͤlziſche Ludwigsbahn anſchließt: i 

Von dem Anſchlußpunkte an der Bayeriſchen Grenze uͤber Wellesweiler, 
Neunkirchen an Landsweiler voruͤber, nach Friedrichsthal, Sulzbach, Duttwei- 
ler und St. Johann, durch das Thal der Deutſchmuͤhle bis zur franzoͤſiſchen 
Grenze nach Forbach hin. 5 

Die Bayeriſche Regierung verbindet ſich dagegen, die pfaͤlziſche Ludwigs— 
bahn von Homburg bis zum Anſchlußpunkte an der Grenze fortſetzen 
zu laſſen. 5 
Der Anſchlußpunkt beider Bahnen liegt zwiſchen dem Wege von Mittel: 
Bexbach nach Wellesweiler und der Blies. 
Jahrgang 1850. (Nr. 3295.) 53 Ar⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 20. Auguſt 1850. 
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Artikel 2. 


Die vorſtehend bezeichneten Eiſenbahnen ſollen ſich unmittelbar aneinan- 
der anſchließen, dergeſtalt, daß die Transportmittel beider Bahnen ohne Unter⸗ 
brechung von der einen auf die andere uͤbergehen koͤnnen. 

* Zur Sicherung dieſes Zwecks werden die hohen kontrahirenden Regie⸗ 
rungen darauf Bedacht nehmen, daß die Konſtruktion ſowohl der Bahnen ſelbſt, 
als der Transportmittel, nach möglichft uͤbereinſtimmenden Grundſaͤtzen und 
Verhaͤltniſſen erfolge. 

Insbeſondere ſoll die Spurweite in Uebereinſtimmung mit den in den 
beiderſeitigen Staatsgebieten bei den uͤbrigen Eiſenbahnen angenommenen 
Spurweiten überall gleichmaͤßig 4 Fuß 84 Zoll engliſchen Maaßes im Lichten 
der Schienen betragen. ö 8 


Artikel 3. 


Die Bahn von Saarbruͤcken bis Ludwigshafen ſoll auf beiden Territo⸗ 
rien als die Hauptverkehrbahn betrachtet werden, und damit eine dem Zweck 
entſprechende Benutzung geſichert iſt, ertheilen die hohen kontrahirenden Regie⸗ 
rungen ſich gegenſeitig die Zuſicherung, den Plan fuͤr die Fahrten auf der 
Bahn nur nach vorhergegangener Verſtaͤndigung feſtzuſetzen, und werden dem⸗ 
gemaͤß, ſo weit die Bahn durch Privat-Unternehmer ausgeführt wird, ſich die 
been Einwirkung auf die Anordnung und Aenderung der Fahrten 
vorbehalten. f 


Artikel 4. 


Die preußiſche Bahnſtrecke wird auf Rechnung der Staatskaſſe ausge⸗ 
fuͤhrt und mit den erforderlichen Betriebs - Einrichtungen verſehen. 
; Die pfaͤlziſche Ludwigsbahn wird durch die hierzu in Bayern konzeſſio⸗ 
nirte Geſellſchaft ausgefuͤhrt, welche in alle durch die gegenwaͤrtige Ueberein⸗ 
kunft feſtgeſtellten Rechte und Verbindlichkeiten eintritt. 


Artikel 5. 


In der Nähe des Anſchlußpunktes der bayriſchen Grube St. Ingbert 
mit der Bahn ſoll eine Anhalteſtelle eingerichtet werden. f 

Die Königlich Preußiſche Regierung geſtattet der Königlich Bayeriſchen 
Regierung, zwiſchen dieſer Halteſtelle und der St. Ingbert Kohlengrube jede 
Verbindung auf der Oberflaͤche, mit vollem Zubehör, Befoͤrderungs-⸗Einrich⸗ 
tungen und Betriebsmittel und zwar unter Zuficherung des Expropriations⸗ 
rechts herzuſtellen. a 

Es wird jedoch eine ena Verhandlung über die Richtung derſel— 
ben, unter Mittheilung des auf a einige Koſten der Bayeriſchen Regierung 
Re Bauplans, Behufs des Expropriations - Verfahrens vor⸗ 
ehalten. 
Artikel 6. 


„Die preußiſche Bahnſtrecke wird in der Naͤhe der Bayeriſchen Graͤnze in 
Angriff genommen und moͤglichſt gefördert werden, dergeſtalt, daß deen 6 
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mäßiger Friſt zum Transport der Kohlen nach der bayerifchen Bahn dienen 
kann. So weit die Umftände es geſtatten, ſoll auch für eine baldige Ausfuͤh⸗ 
rung der uͤbrigen Bahnſtrecke geſorgt werden. . 


Artikel 7. 


Die Verwaltungen der beiden Bahnen ſollen ſich die Operations- und 
Bauplaͤne fuͤr die Strecke von Homburg nach Saarbruͤcken gegenſeitig zur Ein⸗ 
ſicht mittheilen. 


Artikel 8. 


Zur Erzielung einer moͤglichſten Uebereinſtimmung in den Arbeiten, ſowie 
zur Eroͤrterung und Entſcheidung ſolcher Fragen der technifchen Ausführung, 
welche ſich waͤhrend des Baues ergeben, ſollen die mit dem Bau beauftragten 
Ingenieure zeitweiſe zuſammentreten, die Bahnſtrecken bereiſen und ſich ihre 
Erfahrungen mittheilen. 


Artikel 9. 


Der Betrieb der Hauptbahn von Bexbach bis Saarbruͤcken wird gleich 
wie auf der ganzen bayeriſchen Strecke durch Lokomotiven mit Dampfkraft 
ftattfinden, ohne jedoch eine etwa ſpaͤter erfundene andere bewegende Kraft 
auszuſchließen. f 

Die ganze Bahn ſoll zu einem Doppelgeleiſe in der Art vorbereitet wer⸗ 
den, daß nicht blos die Tunnels und Kunſt⸗, ſondern auch die Erdarbeiten für 
eine Doppelbahn ausgefuͤhrt werden, doch bleibt der Zeitpunkt der Legung des 
zweiten Geleiſes dem Ermeſſen jeder Regierung nach Maaßgabe des eintreten⸗ 
den Beduͤrfniſſes vorbehalten. 


Artikel 10, 


Der Wechſel der Perſonenzuͤge findet abwechſelnd in Neunkirchen und 
Homburg in der Art ſtatt, daß die Zuͤge der pfaͤlziſchen Ludwigsbahn bis 
Neunkirchen, die Züge der Königlich preußiſchen Bahn bis Homburg gehen. 

Die beiderſeitigen Guͤterzuͤge wechſeln an dieſen beiden Stationen nur 
a Lokomotiven, und durchlaufen die ganze Bahn zwiſchen dem Rheine und 
er Saar. 

An keiner Station duͤrfen die ankommenden Zuͤge laͤnger aufgehalten 
werden, als im Intereſſe des Betriebes nothwendig iſt. 


Artikel 11. 
Die auf Zweigbahnen ankommenden Guͤterzige ſind hinſichtlich des 
Durchganges zu behandeln, wie die Guͤterzuͤge auf der Hauptbahn. 


Artikel 12. 


In Beziehung auf die Unterbringung der Fahrapparate an den beiden 
Stationen Homburg und Neunkirchen haben ſich die Bahnverwaltungen zu ei⸗ 
nigen, jedoch behalten ſich die hohen ee. Regierungen gegenfeitig 
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das Recht vor, in dem jenſeitigen Gebiete eine eigene Lokalitaͤt zu gedachtem 
Zwecke herzuſtellen. i 


Artikel 13. 


Das Betriebs-Reglement und das Signal-Syſtem ſollen in voller Gleich 
heit auf beiden Bahnen eingefuͤhrt werden. 


Artikel 14. 


Der Tarif fuͤr die Bahnſtrecke von Homburg nach Neunkirchen wird 
einer gemeinſchaftlichen Regulirung vorbehalten. Der Tarif fuͤr die minder 
werthvollen Guͤter, insbeſondere die Steinkohlen, ſoll auf beiden Bahnen in 
ihrer ganzen Ausdehnung moͤglichſt niedrig geſtellt werden. 

Die hohen kontrahirenden Regierungen machen ſich beiderſeits verbind— 
lich, die ein- und ausgehenden Kohlen innerhalb der naͤchſten funfzig Jahre, 
vom Tage der Auswechſelung der Ratifikationen dieſer Uebereinkunft, mit kei⸗ 
nerlei Zoͤllen oder Abgaben zu belegen. i 


Artikel 15. 


Die Preußiſche Regierung verpflichtet ſich, Anſtalten zu treffen, und die 
Bayeriſche Regierung, die Geſellſchaft der pfaͤlziſchen Ludwigsbahn anzuhalten, 
daß fuͤr die auf der Eiſenbahn von Ludwigshafen und Speyer nach Saar⸗ 
bruͤcken, ſo wie in entgegengeſetzter Richtung zu befoͤrdernden Transporte von 
Truppen, Waffen, Kriegs⸗ und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, ſo wie von Militair⸗ 
Effekten jeglicher Art, noͤthigenfalls auch außerordentliche Fahrten einzurichten 
und fuͤr dergleichen Transporte nicht blos die unter gewoͤhnlichen Umſtaͤnden 
bei den Fahrten zur Anwendung kommenden, ſondern die ſonſt noch vorhan⸗ 
denen Transportmittel benutzt werden. f 

Den Militair⸗Verwaltungen der hohen kontrahirenden Staaten wird ge⸗ 
genfeitig die Befugniß vorbehalten, ſich zu dergleichen Transporten eigener 
Transport⸗ und Dampfwagen zu bedienen. 

In ſolchen Faͤllen wird an die Eiſenbahn⸗Verwaltung außer der Erſtat⸗ 
tung der Feuerungskoſten nur ein Bahngeld von zwei Thalern fuͤr einen Zug 
und eine Meile gewaͤhrt. Findet daneben auch die Benutzung der Transport⸗ 
mittel der Eiſenbahn-Verwoltung ſtatt, fo wird die Hälfte der ſonſt allgemein 
beſtehenden Tarifſaͤtze — fowohl was die Perſonen als die Pferde und ſaͤmmt⸗ 
liche Militair⸗Effekten betrift — verguͤtet. Auch will die Koͤniglich Preußiſche 
Regierung eine Anzahl von Transport⸗Fahrzeugen ſo einrichten laffen, um nd: 
thigenfalls auch zum Transporte von Pferden benutzt werden zu koͤnnen, und 
eine Anzahl von Wagen Mm einer Länge nicht unter 12 Fuß zum Gebrauch 
bei der Abſendung der Militair⸗Effekten bereit halten. 

Die Königlich Bayeriſche Regierung wird dagegen darauf hinwirken, 
11 10 Geſellſchaft der pfaͤlziſchen Ludwigsbahn dieſelben Einrichtungen 
ausfuͤhrt. 

Die vorgedachten Verguͤtigungen bei Militair = Transporten haben die 
beiden hohen kontrahirenden Regierungen der Geſellſchaft der pfaͤlziſchen Lud— 
wigsbahn gleichmaͤßig zu gewaͤhren, ſowie auch die Koͤniglich Bayeriſche 1 8 
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gierung dieſelben Verguͤtigungen der Koͤniglich Preußiſchen Regierung fuͤr Mi⸗ 
litair⸗Transporte auf der Saarbruͤcker Bahn gewährt. 

Die Beſtimmungen der beſtehenden Etappen-Konventionen finden auch in 
allen denjenigen Fällen unveraͤndert Anwendung, wo die Militair-Verwaltungen 
es fuͤr angemeſſen erachten, ſich der Eiſenbahn zur Befoͤrderung von Truppen 
zu bedienen. 

Wenn Truppen oder Effekten einzeln oder in bedeutenden Maſſen zum 
Transport ankommen, iſt der erforderliche Weitertransport moͤglichſt ohne Auf- 
enthalt, und zwar auch in dem Falle, wenn die Truppen- oder Transport⸗ 
führer augenblicklich nicht mit Geldmitteln zur Zahlung der Taxen ꝛc. verſehen 
ſein ſollten, auszufuͤhren, und in dieſem Falle, wo naͤmlich die Verguͤtung nicht 
ſogleich erfolgen koͤnnte, bleibt die Nachliquidation und alsbaldige Nachzahlung 
vorbehalten. 

Artikel 16. 

RNuͤckſichtlich der Poſtverhaͤltniſſe wird verabredet, daß über Alles, was 

auf den Poſtverkehr Bezug hat, und ſoweit derſelbe durch den Betrieb der 

Eiſenbahn alterirt werden koͤnnte, noch vor Eröffnung und Benutzung der gan- 

zen Bahn, oder eines Theiles derſelben, eine Einigung zwiſchen den beiderſeiti— 
gen Poſtanſtalten ſtattfinden ſoll. 


Artikel 17. 


Um die zur Aufrechthaltung der Ordnung und Sicherheit bei dem Be— 
triebe zu treffenden Vorkehrungen und Anordnungen in Uebereinſtimmung zu 
bringen, werden die hohen kontrahirenden Regierungen eine gegenſeitige Ver— 
ſtaͤndigung hieruͤber treffen, ſo wie uͤberhaupt darauf Bedacht nehmen, fuͤr die 
Eiſenbahn in ihrer ganzen Ausdehnung ein gemeinſchaftliches Bahn-Polizei⸗ 
Reglement einzufuͤhren. 


Artikel 18. 


Zwiſchen den gegenſeitigen Unterthanen ſoll ſowohl bei Feſtſtellung der 
Befoͤrderungspreiſe als der Zeit der Abfertigung kein Unterſchied gemacht wer⸗ 
den, namentlich ſollen die aus dem Gebiete des einen Staates in das Gebiet 
des andern uͤbergehenden Transporte weder in Beziehung auf die Befoͤrderungs— 
preiſe, noch ruͤckſichtlich der Abfertigung unguͤnſtiger behandelt werden, als die 
aus dem betreffenden Staate abgehenden oder darin verbleibenden Transporte. 


Artikel 19. 


Die hohen kontrahirenden Regierungen verpflichten ſich, darauf ein wach- 
ſames Auge zu haben, daß auf den Bahnhoͤfen oder in den zur Eiſenbahn ge⸗ 
hoͤrigen Gebäuden weder Spielbanken angelegt, noch uͤberhaupt daſelbſt 
Hazardſpiele irgend einer Art geduldet werden. 


Artikel 20. 
Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll zur landesherrlichen Genehmigung vorgelegt 
(Nr. 3295 829.) a und 
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und die Auswechſelung der daruͤber auszufertigenden Ratifikations⸗Urkunden fo- 
bald als möglich, ſpaͤteſtens binnen zwei Monaten zu Muͤnchen bewirkt werden. 
Deſſen zu Urkund iſt derſelbe von den gegenſeitigen Bevollmaͤchtigten 
vollzogen und beſiegelt worden. 
So geſchehen zu Frankfurt a. M., den 30. März 1850., ſage den drei⸗ 
ßigſten Maͤrz Eintauſend Achthundert und Funfzig. 


Ernſt Heinrich Karl von Dechen. Franz Alwens. 
80 (ablesen 


Der vorſtehende Staatsvertrag ift ratifizirt, und die Auswechſelung der 
Ratifikations⸗Urkunden am 12. Juni 1850. zu Munchen bewirkt worden. 


(Nr. 3296.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 6. Juli 1850., betreffend die Beſtimmung, daß zur 
Haltung der Geſetz-Sammlung und des Regierungs-Amtsblattes, außer 
den Raͤthen und Referendarien der Appellationsgerichte, auch die Mit- 
glieder der Stadt- und Kreisgerichte, einſchließlich der Einzelrichter, ſowie 
die Gerichts-Aſſeſſoren und die Beamten der Staatsanwaltſchaft verpflich⸗ 
tet ſein ſollen. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 13. Mai d. J. will Ich, da die 
Vorſchriften im $. 5. Buchſtab e. der Verordnung vom 27. Oktober 1810. 
(Geſetz⸗-Sammlung Seite 1.) und im H. 8. der Verordnung vom 28. Maͤrz 
1811. (Geſetz⸗Sammlung Seite 165.) mit Ruͤckſicht auf die gegenwaͤrtige Ge⸗ 
richtsverfaſſung einer Abänderung beduͤrfen, fuͤr ſaͤmmtliche Provinzen der Mo⸗ 
narchie, mit Ausſchluß des Bezirks des Appellationsgerichtshofes zu Köln, für 
welchen es bei den gleichfoͤrmigen, der daſelbſt beſtehenden Gerichtsverfaſſung 
entſprechenden Vorſchriften der Verordnung vom 9. Juni 1819. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung S. 148.) verbleibt, hierdurch beſtimmen, daß zur Haltung der Geſetz⸗ 
Sammlung und des Regierungs⸗Amtsblattes, außer den Raͤthen und Neferen 
darien der Appellationsgerichte, auch die Mitglieder der Stadt- und Kreis⸗ 
gerichte, einſchließlich der Einzelrichter, ſo wie die Gerichts-Aſſeſſoren, desglei⸗ 
chen die Beamten der Staatsanwaltſchaft verpflichtet ſein ſollen. 

Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Sansſouei, den 6. Juli 1850. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. 


An 
die Miniſter des Innern, fuͤr Handel, Gewerbe 
und oͤffentliche Arbeiten und der Juſtiz. 
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(Nr. 3297.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 15. Juli 1850., betreffend das der Gemeinde Helden 
verliehene Recht zur Erhebung von Chauſſeegeld auf der Straße von 
Helden nach Oberveiſchede. 


Auf den Bericht vom 8. Juli d. J. will Ich der Gemeinde Helden im 
Kreiſe Olpe das Recht zar Erhebung von Chauſſeegeld auf der Straße von 
Helden nach Oberveiſchede fuͤr drei Viertel Meilen nach dem jedesmaligen 
Tarife fuͤr die Staatsſtraßen verleihen; auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die bezeichnete Straße Anwendung finden. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur offentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Sansſouei, den 15. Juli 1850. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und den Fi- 
nanzminiſter. a 


(Nr. 3298.) Berichtigung eines Druckfehlers im $ 32. der Fiſcherei-Ordnung für das ku⸗ 
riſche Haff vom 7. Maͤrz 1845., Stuͤck 8, Jahrgang 1845. der Geſetz⸗ 
= Sammlung. Vom 10. Auguſt 1850. 
8 N dem H. 32. der im Sten Stuͤck der Geſetz⸗Sammlung, Jaßrgang 1845., 
abgedruckten Fiſcherei-Ordnung fuͤr das kuriſche Haff vom 7. Maͤrz 1845. iſt 
nachträglich ein Fehler entdeckt worden. Es muß naͤmlich im zweiten Alinea 
des gedachten $. 32. ſtatt: 
Fluͤgel wie Mettritze dürfen nicht mehr als einen und einen halben Fuß 
in der Breite haben, 
heißen: 
Fluͤgel wie Mettritze duͤrfen nicht mehr als einen und einen halben Faden 
in der Breite haben, i 
was hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht wird. 
Berlin, den 10. Auguſt 1850. 


Für den Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage: 
v. Manteuffel. 


(Nr. 32973299.) (Nr. 3299.) 


— 364 — 


(3299.) Berichtigung einiger Druckfehler in Tabelle B. zum F. 23. des Geſetzes vom 
2. Maͤrz 1850. uͤber die Errichtung von Rentenbanken, Stuͤck 10. der 
Geſetz-Sammlung. Vom 10. Auguſt 1850. 


O 

n der Tabelle B. zum $. 23. des im 10ten Stück der Geſetz-Sammlung 
abgedruckten Geſetzes uͤber die Errichtung von Rentenbanken vom 2. Maͤrz d. J. 
ſind folgende Fehler zu berichtigen. 


1. Von dem durch eine jaͤhrliche Rente von 5 Prozent zu tilgenden Kapi⸗ 
tal von 100 Rthlr. bleiben im dreizehnten Jahre noch zu tilgen, nicht 
73,3787 Rthlr., ſondern 
83,37317 Rthlr. 
2. Das Ablöfungs- Kapital für eine an die Rentenbank zu entrichtende 
Rente von 15 Sgr. iſt im Laufe des Jahres 23 nicht 6 Rthlr. 15 Sgr. 


3 Pf., ſondern 
6 Rthlr. 47 Sgr. 3 Pf. 
und im Laufe des Jahres 25 fuͤr 10 Rthlr. Rente nicht 121 Rthlr. 


25 Sgr., ſondern 
121 Rthlr. 25 Sgr. 1 Pf. 

3. Es treffen, bei Tilgung eines mit 4 Prozent verzinslichen Kapitals 
von 100 Rthlr. durch eine jährliche Rente von 5 Prozent, von der im 
29ſten Jahre fälligen Rente auf Zinſen nicht 2,20130 Rthlr., ſondern 

2,0130 Rthlr. 

4. Endlich fehlt am Schluſſe der Tabelle in der erſten Kolonne mit der 

Ueberſchrift „Nach Jahren“ die Ziffer 44. 
Dies wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Berlin, den 10 Auguſt 1850. 


Für den Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 
Im Allerhoͤchſten Auftrage: 
v. Manteuffel. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


